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Auszug 

Postgesetz (PostG) 

Postgesetz vom 22. Dezember 1997 (BGBl. I S. 3294), zuletzt 
geändert durch Artikel 272 der Verordnung vom 31. Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407)  

Abschnitt 1 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 Zweck des Gesetzes 

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch Regulierung im Bereich 
des Postwesens den Wettbewerb zu fördern und flächendek-
kend angemessene und ausreichende Dienstleistungen zu 
gewährleisten. 

§ 2 Regulierung 

(1) Die Regulierung des Postwesens ist eine hoheitliche Auf-
gabe des Bundes. 

(2) Ziele der Regulierung sind:  
1. die Wahrung der Interessen der Kunden sowie die Wah-
rung des Postgeheimnisses, 
2. die Sicherstellung eines chancengleichen und funktionsfä-
higen Wettbewerbs, auch in der Fläche, auf den Märkten des 
Postwesens, 
3. die Sicherstellung einer flächendeckenden Grundversor-
gung mit Postdienstleistungen zu erschwinglichen Preisen 
(Universaldienst), 
4. die Wahrung der Interessen der öffentlichen Sicherheit, 
5. die Berücksichtigung sozialer Belange. 
(3) Das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen bleibt 
unberührt. 

§ 3 Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt auch für den Postverkehr mit dem Ausland, 
soweit nicht völkerrechtliche Verträge und die zu deren 
Durchführung ergangenen Gesetze und Rechtsverordnungen 
etwas anderes bestimmen. 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

Für dieses Gesetz gelten die folgenden Begriffsbestimmun-
gen:  
1. Postdienstleistungen im Sinne dieses Gesetzes sind fol-
gende gewerbsmäßig erbrachte Dienstleistungen:  

a)  
die Beförderung von Briefsendungen, 

b)  
die Beförderung von adressierten Paketen, deren 
Einzelgewicht 20 Kilogramm nicht übersteigt, oder 

c)  
die Beförderung von Büchern, Katalogen, Zeitungen 
oder Zeitschriften, soweit sie durch Unternehmen er-
folgt, die Postdienstleistungen nach Buchstabe a 
oder b erbringen. 

2. Briefsendungen sind adressierte schriftliche Mitteilungen. 
Kataloge und wiederkehrend erscheinende Druckschriften wie 
Zeitungen und Zeitschriften sind keine schriftlichen Mitteilun-
gen im Sinne des Satzes 1. Mitteilungen, die den Empfänger 
nicht mit Namen bezeichnen, sondern lediglich mit einer 
Sammelbezeichnung von Wohnung oder Geschäftssitz ver-
sehen sind, sind nicht adressiert im Sinne des Satzes 1. 
3. Beförderung ist das Einsammeln, Weiterleiten oder Auslie-
fern von Postsendungen an den Empfänger. 
4. Geschäftsmäßiges Erbringen von Postdiensten ist das 
nachhaltige Betreiben der Beförderung von Postsendungen 
für andere mit oder ohne Gewinnerzielungsabsicht. 
5. Postsendungen sind Gegenstände im Sinne der Nummer 
1, auch soweit sie geschäftsmäßig befördert werden. 
6. Marktbeherrschend ist jedes Unternehmen, das nach § 19 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen als 
marktbeherrschend anzusehen ist. 

Abschnitt 2 

Lizenzen 

§ 5 Lizenzierter Bereich 

(1) Einer Erlaubnis (Lizenz) bedarf, wer Briefsendungen, 
deren Einzelgewicht nicht mehr als 1.000 Gramm beträgt, 
gewerbsmäßig für andere befördert. 

(2) Einer Lizenz nach Absatz 1 bedarf nicht, wer  
1. Briefsendungen als Verrichtungs- oder Erfüllungsgehilfe 
desjenigen befördert, dem eine Erlaubnis nach Absatz 1 er-
teilt worden ist, 
2. Briefsendungen befördert, die einer anderen Sendung 
beigefügt sind und ausschließlich deren Inhalt betreffen, 
3. Briefsendungen in der Weise befördert, daß einzelne nach-
gewiesene Sendungen im Interesse einer schnellen und zu-
verlässigen Beförderung auf dem Weg vom Absender zum 
Empfänger ständig begleitet werden und die Begleitperson 
die Möglichkeit hat, jederzeit auf die einzelne Sendung zuzu-
greifen und die erforderlichen Dispositionen zu treffen (Ku-
rierdienst). 

§ 6 Erteilung der Lizenz 

(1) Die Lizenz wird auf schriftlichen Antrag von der Regulie-
rungsbehörde in schriftlicher Form erteilt. Der Antragsteller 
hat das Gebiet zu bezeichnen, in dem die lizenzpflichtige 
Tätigkeit ausgeübt werden soll. Die Lizenz ist zu erteilen, 
wenn nicht ein Versagungsgrund nach Absatz 3 besteht. Die 
Regulierungsbehörde soll über Lizenzanträge innerhalb von 
sechs Wochen entscheiden. 
(2) Bei der Lizenzerteilung sind die Regulierungsziele nach § 
2 Abs. 2 zu beachten. Zur Sicherstellung dieser Regulie-
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rungsziele können der Lizenz Nebenbestimmungen, auch 
nach Erteilung der Lizenz, beigefügt werden. Auf Antrag des 
Lizenznehmers hat die Regulierungsbehörde eine Nebenbe-
stimmung aufzuheben, wenn die Voraussetzungen für diese 
entfallen sind. 

(3) Die Lizenz ist zu versagen, wenn  
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragstel-
ler für die Ausübung der Lizenzrechte nicht die erforderliche 
Leistungsfähigkeit, Zuverlässigkeit oder Fachkunde besitzt, 
2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß durch die Auf-
nahme einer lizenzpflichtigen Tätigkeit die öffentliche Sicher-
heit oder Ordnung gefährdet würde, 
3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der Antragstel-
ler die wesentlichen Arbeitsbedingungen, die im lizenzierten 
Bereich üblich sind, nicht unerheblich unterschreitet. 

Die nach Satz 1 Nr. 1 erforderliche  
1. Leistungsfähigkeit besitzt, wer die Gewähr dafür bietet, daß 
ihm die für den Aufbau und den Betrieb der zur Ausübung der 
Lizenzrechte erforderlichen Produktionsmittel zur Verfügung 
stehen werden, 
2. Zuverlässigkeit besitzt, wer die Gewähr dafür bietet, daß er 
als Lizenznehmer die Rechtsvorschriften einhalten wird, 
3. Fachkunde besitzt, wer die Gewähr dafür bietet, daß die 
bei der Ausübung der Lizenzrechte tätigen Personen über die 
erforderlichen Kenntnisse, Erfahrungen und Fertigkeiten ver-
fügen werden. 

§ 7 Übertragung der Lizenz 

(1) Eine Übertragung der Lizenz bedarf der Schriftform und 
der vorherigen Zustimmung der Regulierungsbehörde. Die 
Zustimmung ist unter den Voraussetzungen des § 6 Abs. 3 zu 
versagen. 
(2) Für den Fall des Todes des Lizenznehmers gilt § 46 der 
Gewerbeordnung. Zuständige Behörde im Sinne des § 46 
Abs. 3 der Gewerbeordnung ist die Regulierungsbehörde. Soll 
das Gewerbe durch einen Stellvertreter fortgeführt werden, ist 
dies der Regulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 
(3) Ist einer Kapitalgesellschaft eine Lizenz erteilt, so hat 
jeder, der Aktien oder Geschäftsanteile der Gesellschaft er-
wirbt und hierdurch über mehr als zehn vom Hundert der 
Aktien oder Geschäftsanteile der Gesellschaft verfügt, dies 
der Regulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

Abschnitt 3 

Universaldienst 

§ 11 Begriff und Umfang des Universaldienstes 

(1) Universaldienstleistungen sind ein Mindestangebot an 
Postdienstleistungen nach § 4 Nr. 1, die flächendeckend in 
einer bestimmten Qualität und zu einem erschwinglichen 
Preis erbracht werden. Der Universaldienst ist auf lizenz-
pflichtige Postdienstleistungen und Postdienstleistungen, die 
zumindest in Teilen beförderungstechnisch mit lizenzpflichti-
gen Postdienstleistungen erbracht werden können, be-

schränkt. Er umfaßt nur solche Dienstleistungen, die allge-
mein als unabdingbar angesehen werden. 
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsve-
rordnung, die der Zustimmung des Bundestages und des 
Bundesrates bedarf, nach Maßgabe des Absatzes 1 Inhalt 
und Umfang des Universaldienstes festzulegen. Die Festle-
gung der Universaldienstleistungen ist der technischen und 
gesellschaftlichen Entwicklung nachfragegerecht anzupassen. 
In der Rechtsverordnung sind darüber hinaus die Mindestqua-
lität der Dienstleistungen einschließlich der Qualitätsmerkma-
le für das Annahme- und Zustellnetz (Briefkästen, Einrichtun-
gen, in denen Verträge über Brief- oder Paketbeförderungs-
leistungen abgeschlossen und abgewickelt werden können, 
Briefauslieferung) und für die Brieflaufzeiten sowie die Maß-
stäbe für die Bestimmung des Preises einer Universaldienst-
leistung festzulegen. Die Regulierungsbehörde ist befugt, 
über die Einhaltung dieser Maßstäbe zu entscheiden. Die 
Zustimmung des Bundestages gilt als erteilt, wenn der Bun-
destag nicht innerhalb von drei Sitzungswochen nach Ein-
gang der Vorlage der Bundesregierung die Zustimmung ver-
weigert hat. 

§ 12 Gewährleistung des Universaldienstes 

(1) Steht fest oder ist zu besorgen, daß eine Universaldienst-
leistung nach § 11 nicht ausreichend oder angemessen erb-
racht wird, ist jeder Lizenznehmer, dessen im lizenzierten 
Bereich erzielter Umsatz im vorangegangenen Kalenderjahr 
mehr als 500.000 Euro betragen hat, verpflichtet, nach Maß-
gabe der §§ 13 bis 17 dazu beizutragen, daß die Universal-
dienstleistung erbracht werden kann. 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für einen Lizenznehmer, der 
mit einem anderen Lizenznehmer ein einheitliches Unterneh-
men bildet. Ein einheitliches Unternehmen wird durch jede 
Verbindung von Unternehmen im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 
2, Abs. 2 und 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen geschaffen. 

Abschnitt 4 
Rahmenbedingungen für Postdienstleistungen 

§ 18 Postdienstleistungsverordnung 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsve-
rordnung mit Zustimmung des Bundesrates Rahmenvorschrif-
ten für die Inanspruchnahme von Postdienstleistungen zu 
erlassen. In der Rechtsverordnung können insbesondere 
Regelungen über den Vertragsabschluß, den Gegenstand 
und die Beendigung der Verträge getroffen und die Rechte 
und Pflichten der Vertragspartner und der sonstigen am Post-
verkehr Beteiligten einschließlich Haftungsregelungen und 
Bestimmungen zur Haftungsbeschränkung festgelegt werden. 
(2) Für die außergerichtlichen Streitbeilegungsverfahren nach 
der Verordnung nach Absatz 1 werden Kosten (Gebühren und 
Auslagen) erhoben. Die Gebühr für das Verfahren beträgt 0,1 
vom Hundert des Wertes der Streitfrage, mindestens jedoch 
25 Euro. Auf die Bestimmung des Wertes der Streitfrage 
finden die §§ 3 bis 9 der Zivilprozessordnung entsprechende 
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Anwendung. Über die Kosten entscheidet die Streitbeile-
gungsstelle unter Berücksichtigung des Sach- und Streitstan-
des nach billigem Ermessen. Die Kostenentscheidung ist in 
den Streitbeilegungsvorschlag aufzunehmen. Jede Partei 
trägt die ihr durch die Teilnahme am Verfahren entstandenen 
Kosten selbst. Im Übrigen finden die §§ 8 bis 21 des Verwal-
tungskostengesetzes entsprechende Anwendung. 

Abschnitt 7 

Förmliche Zustellung nach öffentlich-rechtlichen Vo r-
schriften 

§ 33 Verpflichtung zur förmlichen Zustellung 

(1) Ein Lizenznehmer, der Briefzustelldienstleistungen er-
bringt, ist verpflichtet, Schriftstücke unabhängig von ihrem 
Gewicht nach den Vorschriften der Prozeßordnungen und der 
Gesetze, die die Verwaltungszustellung regeln, förmlich zuzu-
stellen. Im Umfang dieser Verpflichtung ist der Lizenznehmer 
mit Hoheitsbefugnissen ausgestattet (beliehener Unterneh-
mer). 
(2) Die Regulierungsbehörde hat den verpflichteten Lizenz-
nehmer auf dessen Antrag von der Verpflichtung nach Absatz 
1 zu befreien, soweit der Lizenznehmer nicht marktbeherr-
schend ist. Die Befreiung ist ausgeschlossen, wenn zu besor-
gen ist, daß hierdurch die förmliche Zustellung nach Absatz 1 
nicht mehr flächendeckend gewährleistet wäre. Die Befreiung 
kann widerrufen werden, wenn der Lizenznehmer marktbe-
herrschend wird oder die Voraussetzung des Satzes 2 vor-
liegt. Der Antrag auf Befreiung kann mit dem Antrag auf Ertei-
lung der Lizenz verbunden werden. 

§ 34 Entgelt für die förmliche Zustellung 

Der verpflichtete Lizenznehmer hat Anspruch auf ein Entgelt. 
Durch dieses werden alle von dem Lizenznehmer erbrachten 
Leistungen einschließlich der hoheitlichen Beurkundung und 
Rücksendung der Beurkundungsunterlagen an die 
auftraggebende Stelle abgegolten. Das Entgelt hat den Maß-
stäben des § 20 Abs. 1 und 2 zu entsprechen. Es bedarf der 
Genehmigung durch die Regulierungsbehörde. Das Bundes-
ministerium der Justiz und das Bundesministerium des Innern 
sind unverzüglich über beabsichtigte Entgeltgenehmigungen 
zu informieren. 

§ 35 Haftung bei der Durchführung der förmlichen Zu stel-
lung 

Für Schäden, die durch eine Pflichtverletzung bei der Durch-
führung der förmlichen Zustellung entstehen, haftet der ver-
pflichtete Lizenznehmer nach den Vorschriften über die 
Schadensersatzpflicht eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
für seine Bediensteten im hoheitlichen Bereich. 

Abschnitt 9 

Postgeheimnis, Datenschutz 

§ 39 Postgeheimnis 

(1) Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren Umstände 
des Postverkehrs bestimmter natürlicher oder juristischer 
Personen sowie der Inhalt von Postsendungen. 
(2) Zur Wahrung des Postgeheimnisses ist verpflichtet, wer 
geschäftsmäßig Postdienste erbringt oder daran mitwirkt. Die 
Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch nach dem Ende der 
Tätigkeit fort, durch die sie begründet worden ist. 
(3) Den nach Absatz 2 Verpflichteten ist es untersagt, sich 
oder anderen über das für die Erbringung der Postdienste 
erforderliche Maß hinaus Kenntnis vom Inhalt von Postsen-
dungen oder den näheren Umständen des Postverkehrs zu 
verschaffen. Sie dürfen Kenntnisse über Tatsachen, die dem 
Postgeheimnis unterliegen, nur für den in Satz 1 genannten 
Zweck verwenden. Eine Verwendung dieser Kenntnisse für 
andere Zwecke, insbesondere die Weitergabe an andere, ist 
nur zulässig, soweit dieses Gesetz oder eine andere gesetzli-
che Vorschrift dies vorsieht und sich dabei ausdrücklich auf 
Postsendungen oder Postverkehr bezieht. Die Anzeigepflicht 
nach § 138 des Strafgesetzbuches hat Vorrang. 

(4) Die Verbote des Absatzes 3 gelten nicht, soweit die dort 
bezeichneten Handlungen erforderlich sind, um  
1. bei entgeltbegünstigten Postsendungen das Vorliegen 
tariflicher Voraussetzungen zu prüfen, 
2. den Inhalt beschädigter Postsendungen zu sichern, 
3. den auf anderem Weg nicht feststellbaren Empfänger oder 
Absender einer unanbringlichen Postsendung zu ermitteln, 
4. körperliche Gefahren abzuwenden, die von einer Postsen-
dung für Personen und Sachen ausgehen. 
Die Auslieferung von Postsendungen an Ersatzempfänger im 
Rahmen der vertraglichen Vereinbarung mit dem Absender ist 
zulässig. 
(5) Mitteilungen über den Postverkehr einer Person sind zu-
lässig, soweit sie erforderlich sind, um Ansprüche gegen 
diese Person gerichtlich oder außergerichtlich geltend zu 
machen, die im Zusammenhang mit der Erbringung einer 
Postdienstleistung entstanden sind, oder um die Verfolgung 
von Straftaten zu ermöglichen, die beim Postverkehr zum 
Schaden eines Postunternehmens begangen wurden. 

§ 40 Mitteilungen an Gerichte und Behörden 

Unternehmen und Personen, die geschäftsmäßig Postdienste 
erbringen oder an der Erbringung solcher Dienste mitwirken, 
teilen Gerichten und Behörden auf deren Verlangen die zu-
stellfähige Anschrift eines am Postverkehr Beteiligten mit, 
soweit dies für Zwecke des Postverkehrs der Gerichte oder 
Behörden erforderlich ist. Dies gilt auch dann, wenn der Emp-
fänger eine für die Übermittlung erforderliche Einwilligung 
nicht erteilt oder gegen die Übermittlung Widerspruch erho-
ben hat. 

§ 41 Datenschutz 
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(1) Die Bundesregierung erläßt für Unternehmen, die ge-
schäftsmäßig Postdienste erbringen oder an der Erbringung 
solcher Dienste mitwirken, durch Rechtsverordnung mit Zu-
stimmung des Bundesrates Vorschriften zum Schutz perso-
nenbezogener Daten der am Postverkehr Beteiligten, welche 
die Erhebung, Verarbeitung und Nutzung dieser Daten regeln. 
Die Vorschriften haben dem Grundsatz der Verhältnismäßig-
keit, insbesondere der Beschränkung der Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung auf das Erforderliche, sowie dem Grund-
satz der Zweckbindung Rechnung zu tragen. Dabei sind 
Höchstfristen für die Speicherung festzulegen und insgesamt 
die berechtigten Interessen des jeweiligen Unternehmens und 
der Betroffenen zu berücksichtigen. Einzelangaben über juri-
stische Personen, die dem Postgeheimnis unterliegen, stehen 
den personenbezogenen Daten gleich. Für Mitteilungen an 
den Betroffenen gilt § 19 des Bundesdatenschutzgesetzes, 
für die Berichtigung, Sperrung und Löschung von Daten gilt § 
20 Abs. 1 bis 4 und 6 bis 8 des Bundesdatenschutzgesetzes. 

(2) Nach Maßgabe der in Absatz 1 genannten Rechtsverord-
nung dürfen Unternehmen und Personen, die geschäftsmäßig 
Postdienste erbringen oder an der Erbringung solcher Dienste 
mitwirken, die Daten natürlicher und juristischer Personen 
erheben, verarbeiten und nutzen, soweit dies zur betriebli-
chen Abwicklung von geschäftsmäßigen Postdiensten erfor-
derlich ist, nämlich für  
1. das Begründen, inhaltliche Ausgestalten und Ändern eines 
Vertragsverhältnisses, 
2. das Ermitteln von Verkehrsdaten für Vertragszwecke, 
3. das ordnungsgemäße Ausliefern von Postsendungen, 
4. das ordnungsgemäße Ermitteln, Abrechnen und Auswerten 
sowie den Nachweis der Richtigkeit der Entgelte für ge-
schäftsmäßige Postdienste. 
Auf Grund der Befugnisse nach Satz 1 ist die Erhebung, Ver-
arbeitung und Nutzung von Daten, die sich auf den Inhalt von 
Postsendungen beziehen, nicht zulässig. 
(3) Die in Absatz 2 genannten Unternehmen und Personen 
dürfen die personenbezogenen Daten, die sie für das Be-
gründen, inhaltliche Ausgestalten oder Ändern eines Ver-
tragsverhältnisses erhoben haben, verarbeiten und nutzen, 
soweit dies für eigene Zwecke der Werbung, Kundenberatung 
oder Marktforschung für die in Absatz 2 genannten Unter-
nehmen oder Personen erforderlich ist und der Kunde einge-
willigt hat. Personenbezogene Daten von Kunden, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes von den in Ab-
satz 2 genannten Unternehmen und Personen bereits erho-
ben waren, dürfen für die in Satz 1 genannten Zwecke verar-
beitet und genutzt werden, wenn der Kunde nicht wider-
spricht. Sein Einverständnis gilt als erteilt, wenn er in ange-
messener Weise über sein Widerspruchsrecht informiert wor-
den ist und von seinem Widerspruchsrecht keinen Gebrauch 
gemacht hat. 
(4) Die geschäftsmäßige Erbringung von Postdiensten und 
deren Entgeltfestlegung darf nicht von der Angabe personen-
bezogener Daten abhängig gemacht werden, die für die Er-
bringung oder Entgeltfestlegung dieser Dienste nicht erforder-
lich sind. Soweit die in Absatz 2 genannten Unternehmen die 
Verarbeitung oder Nutzung personenbezogener Daten eines 
Kunden von seiner Einwilligung abhängig machen, haben sie 
ihn in sachgerechter Weise über Inhalt und Reichweite der 

Einwilligung zu informieren. Dabei sind die vorgesehenen 
Zwecke und Nutzungszeiten zu nennen. Die Einwilligung muß 
ausdrücklich und in der Regel schriftlich erfolgen. Soll sie im 
elektronischen Verfahren erfolgen, ist dabei für einen ange-
messenen Zeitraum eine Rücknahmemöglichkeit vorzusehen. 

§ 42 Kontrolle und Durchsetzung von Verpflichtungen 

(1) Die Regulierungsbehörde kann Anordnungen treffen, um 
die Einhaltung der in den §§ 33 und 39 bis 41 enthaltenen 
Pflichten sowie der auf Grund des § 41 Abs. 1 erlassenen 
Rechtsverordnung sicherzustellen. Dazu kann sie von dem 
Verpflichteten die für eine Überprüfung erforderlichen Aus-
künfte verlangen und die Einhaltung der Vorschriften in den 
Betriebs- und Geschäftsräumen des Verpflichteten überprü-
fen. Zu diesem Zweck kann die Regulierungsbehörde von 
dem Verpflichteten während der üblichen Betriebs- und Ge-
schäftszeiten Zutritt zu dessen Betriebs- und Geschäftsräu-
men verlangen. 
(2) Stellt die Regulierungsbehörde fest, daß in einem Unter-
nehmen die §§ 33 und 39 bis 41 sowie die auf Grund des § 
41 Abs. 1 ergangene Rechtsverordnung nicht eingehalten 
werden, kann sie das weitere geschäftsmäßige Erbringen von 
Postdiensten ganz oder teilweise untersagen, wenn mildere 
Eingriffe zur Durchsetzung rechtmäßigen Verhaltens nicht 
ausreichen. Diese Befugnis steht der Regulierungsbehörde 
auch dann zu, wenn ein Unternehmen seinen in Absatz 1 
genannten Verpflichtungen trotz wiederholter Aufforderung 
nicht nachkommt. § 9 bleibt unberührt. 
(3) Soweit für das geschäftsmäßige Erbringen von Postdiens-
ten Daten von natürlichen oder juristischen Personen erho-
ben, verarbeitet oder genutzt werden, tritt bei den Unterneh-
men an die Stelle der Kontrolle nach § 38 des Bundesdaten-
schutzgesetzes eine Kontrolle durch den Bundesbeauftragten 
für den Datenschutz entsprechend den §§ 21 und 24 bis 26 
Abs. 1 bis 4 des Bundesdatenschutzgesetzes. Absatz 1 Satz 
3 gilt entsprechend. Der Bundesbeauftragte für den Daten-
schutz richtet seine Beanstandungen an das Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Technologie und übermittelt diesem 
nach pflichtgemäßem Ermessen weitere Ergebnisse seiner 
Kontrolle. 
(4) Durch Auskünfte und Überprüfungen dürfen die Regulie-
rungsbehörde nach Absatz 1 und der Bundesbeauftragte für 
den Datenschutz sowie das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie nach Absatz 3 Kenntnis über die näheren 
Umstände des Postverkehrs bestimmter Personen erlangen, 
soweit dies zur Ausübung ihrer Kontrollaufgaben erforderlich 
ist. Das Postgeheimnis gemäß Artikel 10 des Grundgesetzes 
wird insoweit eingeschränkt. 

Abschnitt 10 

Postwertzeichen, Regulierungsbehörde 

§ 43 Postwertzeichen 

(1) Die Befugnis, Postwertzeichen mit dem Aufdruck 
"Deutschland" auszugeben und für ungültig zu erklären, ist 
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dem Bundesministerium der Finanzen vorbehalten. Die bildli-
che Wiedergabe solcher Postwertzeichen ist unzulässig, 
wenn sie geeignet ist, Verwechslungen mit dem wiedergege-
benen Postwertzeichen hervorzurufen. 
(2) Die Vervielfältigung und Verwendung der vom Bundesmi-
nisterium der Finanzen herausgegebenen Postwertzeichen 
zur Abgeltung von Postdienstleistungen bedarf dessen Er-
laubnis. Für die Entscheidung über die Erlaubnis erhebt das 
Bundesministerium der Finanzen von den Anbietern von 
Postdienstleistungen Gebühren und Auslagen. Es werden 
auch dann Gebühren und Auslagen erhoben, wenn ein Antrag 
auf Erteilung der Erlaubnis nach Beginn der sachlichen Bear-
beitung, jedoch vor deren Beendigung zurückgenommen wird. 
Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesra-
tes bedarf, die Höhe der Gebühr zu regeln. 

§ 44 Regulierungsbehörde 

Regulierungsbehörde im Sinne dieses Gesetzes ist die auf 
der Grundlage des Zehnten Teils des Telekommunikations-
gesetzes vom 25. Juli 1996 (BGBl. I S. 1120) errichtete Be-
hörde. Die §§ 66 bis 71, 74 bis 81, 83 und 84 des Telekom-
munikationsgesetzes gelten entsprechend. 

 

 

§ 45 Auskunfts- und Prüfungsrecht 

(1) Soweit es zur Erfüllung der in diesem Gesetz der Regulie-
rungsbehörde übertragenen Aufgaben erforderlich ist, kann 
die Regulierungsbehörde  
1. von im Postwesen tätigen Unternehmen und Vereinigungen 
von Unternehmen Auskunft über ihre wirtschaftlichen Verhält-
nisse, insbesondere über Umsatzzahlen, verlangen, 
2. bei im Postwesen tätigen Unternehmen und Vereinigungen 
von Unternehmen innerhalb der üblichen Geschäftszeiten die 
geschäftlichen Unterlagen einsehen und prüfen. 
(2) Die Regulierungsbehörde erläßt eine schriftliche Anord-
nung, mit der sie die Auskunft nach Absatz 1 Nr. 1 verlangt 
oder die Prüfung nach Absatz 1 Nr. 2 anordnet. In der Anord-
nung sind die Rechtsgrundlage, der Gegenstand und der 
Zweck des Auskunftsverlangens oder der Prüfung anzuge-
ben. Bei einem Auskunftsverlangen ist in der Anordnung eine 
angemessene Frist zur Erteilung der Auskunft zu bestimmen, 
bei einer Prüfung ist der Zeitpunkt der Prüfung anzugeben. 
(3) Die Inhaber der Unternehmen oder deren Vertreter, bei 
juristischen Personen, Gesellschaften oder nichtrechtsfähigen 
Vereinen die nach Gesetz oder Satzung zur Vertretung beru-
fenen Personen, sind verpflichtet, die verlangten Auskünfte zu 
erteilen, die geschäftlichen Unterlagen vorzulegen und die 
Prüfung dieser geschäftlichen Unterlagen sowie das Betreten 
von Geschäftsräumen und Geschäftsgrundstücken während 
der üblichen Betriebs- oder Geschäftszeiten zu dulden. 
(4) § 72 Abs. 4 bis 10 des Telekommunikationsgesetzes gilt 
entsprechend. 


